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Die Aufgabe der deutschen Constituante.

Die beiden wesentlichen Gesichtspunkte,von denen man die deutsche Bewegung
unserer Tage betrachten muß, sind die Ideen der Freiheit nnd der Nationalität.
Der philosophische Idealismus hat die letztere oft genug angefochtenund sie ein
romantisches Erbstück der Freiheitskriege und des Tugendbundesgenannt; mit
Unrecht, denn der Ruf nach der Einheit Deutschlands ging keineswegs von einem
sentimentalen Herzensbedürfniß aus, sondern von der sehr klaren Einsicht, daß
Freiheit ohne Macht ein bloßes Spiel sei, daß die deutschen Staaten, bei aller
Freiheit, die sie ihren Bürgern gewährten, nur dann ein geeignetes Vaterland
sein konnten, wenn sie auf einer größern Grundlage aufgerichtet wären, als der
Gütercomplex des Hauses Habsburg oder des Hauses Hohenzollern sie gewährte.

Wenn sich der alte Arndt nach „des Deutschen Vaterland" erkundigte, wo man
es zn suchen habe, und wie weit es sich erstrecke, so war freilich die Antwort:
„so weit die deutsche Zunge klingt," sehr einfach und bequem; aber von einem
Vaterland im höhern Sinne kann nur da die Rede sein, wo die Gesammtheit der
Nation sich als Staat consolidirt. Das Bestreben, die deutsche Nation zn einer
Staatseinheit zn erheben, war also gar nicht romantisch, wenn man an seiner
Ausführbarkeit auch zunächst zweifeln mochte, und die Forderung, welche gleich
nach dem letzten Eindruck der französischen Umwälzung einstimmig von fast allen
Ständen an die Regierungengestellt wurde: den Fürstenbund, der bisher der
alleinige Träger der deutschen Einheit gewesen, in einen Völkerbund zu verwan¬
deln, zeugte wenigstens von dem richtigen Instinkt der liberalen Partei, wenn auch
noch nicht von ihrer Einsicht. Denn in jener Forderung war das Bedürfniß richtig
constatirt; über die Art und Weise, wie ihm zu genügen sei, konnte man natürlich
nicht sofort im Reinen sein.

Zwar erschienen gleich zu Anfang von geachteten Männern Flugschriften, in
denen die neue deutsche Versassung bis in's kleinste Detail hinein ausgearbeitet
war. Es ist aber bekanntlich viel leichter, Verfassungen zu Papier zu bringen,
als sie in die Wirklichkeit einzuführen. Man konnte über dasjenige, was man er¬
reichen wollte, sehr viel leichter einig werden, als über das Wie.

Die allgemeine Meinung betrachtete die Cabinetspolitik der Fürsten — nnd
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mit Recht, wenn man ihr bisheriges Verfahren in Betracht zog — als feindlich
gegen die neuen Ideen. Wenn daher die Fürsten, im Gefühl der gemeinsamen
Gefahr, sich der neuen Tendenzen zu bemächtigen, sie anf ihre Weise auszubilden
suchten, wenn sie die Grundlage der nenen Verfassung in einem Fürstencongreß
auszumachen verhieße», so konnte ein solches Versprechen, weit entfernt, die Ge¬
müther zu beruhigen, das Mißtrauen nur noch steigeru und die patriotische Partei
nur noch zu schnellerem und entschiednerem Handeln anspornen. Es setzte sich in
der ganzen Partei die Ueberzeugungfest, nur vom Volke könne die Umgestaltung
Deutschlands ausgehen, dem Volke komme die Initiative zu, und diese Initiative
wurde gerechtfertigtdurch die alte Theorie der Volkssouveränität. Von den kleinen,
namentlich süddeutschen Staaten ging der Vorschlag ans, in einer Versammlung
politisch bewährter deutscher Männer ohne weitere Vollmacht, als ihre moralische
Autorität und das Vertrauen des Volks, die Formen der neuen Verfassung fest¬
zustellen.

Mittlerweile hatten sich die Verhältnisse auf das Wesentlichste geändert. Die
Freiheit, welche die kleinen, bereits konstitutionellenStaaten mit ziemlich leichter
Mühe errungen hatten, wurde in den beiden absolutistischen Staaten, wurde in
Wien und Berlin durch eine Revolution erkämpft.

Die Staatsverändernug in Oestreich und Preußen war so ungeheuer, daß
man hier wie dort nur mit der Feststellungder eigenen Freiheit beschäftigt war,
daß man wenigstens für den Augenblick das zweite Princip der Bewegung, die
nationale Einheit, aus den Augen ließ. Man muß dabei nicht vergessen, daß,
abgesehen von den Forderungen der Preßfreiheit, Geschwornen ?c, :c. die wesent¬
liche Tendenz der liberalen Partei in Oestreich und in Preußen bisher die con-
stitutionelle Centralisirung des Staats gewesen, daß man im Augenblick der un¬
geheuern Aufreizung, in dem Taumel des neuen Siegs sich den Verlauf des
Fortschritts nur in der alten Form denken konnte: der Absolutismus des Kaisers
von Oestreich, des Königs von Prenßen sollte aufgehoben und an ihre Stelle
eine parlamentarischeRegierung der Gesammtständevon Oestreich, der Gesammt-
stände von Preußen eingeführt werden. Man dachte nicht daran, in welches Ver¬
hältniß die Souveränität des östreichischen, die Souveränität des preußischen Par¬
laments zu der angestrebten Souveränität des deutschen Volks zu setzen sei.

Auf der andern Seite wurde in dem übrigen Deutschland die Revolution
vom 14. und vom 19. März zwar mit großem Jubel begrüßt, aber man war an
den reactionären Einfluß der beiden Großmächte zu sehr gewöhnt, als daß man
nicht auch in dem regenerirten Oestreich und Preußen die alte Gefahr hätte be¬
fürchten sollen. Oestreich wurde von diesem Mißtranen weniger betroffen, theils
weil der Gegensatz des östreichischen Liberalismus gegen die Metternichsche Politik
ein viel klarerer war, theils weil die bisherige isolirte Stellung Oestreichs eine
wirkliche Rivalität der Völker nicht hätte auskommen lassen. Als daher gleich



130

nach den Barrikadentagen in Berlin der seltsame Aufzug des Königs von Preußen
erfolgte, erhob sich durch ganz Deutschlandein wüthendes Geschrei, als ob Deutsch¬
land in Gefahr stände, von der preußischen Bureaukratie uud dem märkischen Jun-
kerthum geknechtet zu werden, wie es das preußische Volk bisher gewesen. Preußen
wurde mit seinem Königthum identisicirt, und die Abneigung gegen die Person
Friedrich Wilhelm's äußerte sich ziemlich unzweideutigals Abneigung gegen Preußen
überhaupt.

Unter diesen Umständen trat das Frankfurter „Vorparlament" zusammen,
nm über die Form der neuen Verfassnng zu Herathen. Den Stamm desselben
bildeten die parlamentarischen Notabilitäten der kleinen konstitutionellenStaaten;
es waren zwar noch Schriftsteller n. dgl. dazugekommen, aber diese mußten je¬
denfalls zurücktreten. Aus den bereits angeführten Gründen konnte von einer
eigentlichen Vertretung Oestreichs und Preußens in dieser Versammlung nicht
die Rede sein; es waren zwar ziemlich viele Preußen darin, aber lauter Männer,
die entweder völlig indifferent waren oder einen entschiedenenGegensatz gegen
das bisher in Preußen herrschende Ständcwesen bildeten; Männer, von denen
man eine viel größere Opposition gegen das Prenßenthum erwarten mußte, als
von den Süddeutschenselbst. Denn an einen Patriotismus, wie den östreichscheu,
der selbst die Verbannten dieses Landes erfüllt, war in Preußen nicht zu denke»,
das in tausend unmittelbare Verzweigungen mit dem übrigen Deutschland ver¬
flochten ist; das zwar oft genug die Idee der Hegemoniedes übrigen Deutschland,
aber nie die Möglichkeit einer sclbstständigen, von dem übrigen Deutschland ge¬
trennten Existenz in's Auge gefaßt hat.

Wenn man also die Stimmung in Preußen nur nach den im Frankfurter
Vorparlament versammelten Männern beurtheilt hätte, so würde Preußen gar
keinen Widerstand geleistet haben, wenn die Versammlung gradezu den preußischen
Staat aufgehoben und eine allgemeine deutsche Republik oder Gott weiß was sonst
decretirt hätte. So einfach ist die Sache aber keineswegs. Auch Preußen hat
eine Geschichte, geschichtliche Erinnerungen und trotz seiner absolute» Negierungs-
sorm ein sehr ausgebildetes Staatsleben gehabt, in welchem eine große Anzahl
bedeutender Kräfte mit dem ganzen Umfang ihrer Hoffnungen Und Bestrebungen
betheiligt waren.

Hätte also das Frankfurter Vorparlament, wie es die Radicalen beabsichtig¬
ten, unmittelbar die Gewalt einer souveräne» Versammlung nsurpirt, so hätte
nicht allein Oestreich, sondern auch Preußen den entschiedensten Protest dagegen
eingelegt.

Die gemäßigte Partei hat den Sieg davongetragen; sie hat sich darauf be¬
schränkt, die Formen der neu zu bildenden constituirendeu Versammlung festzu¬
stellen; der Bundestag, aus den Gesandten der neuen liberalen Regierungen zu¬
sammengesetzt,hat diese Bestimmungen legalistrt, sie entsprechen im Wesentlichen
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den Anforderungen der liberalen Partei in ganz Deutschland, und so war von dieser
Seite Alles in Ordnung.

Nur über Einen Punkt ist das Vorparlament ziemlich leicht Hinweggegaugen,
den wichtigsten: welches Verhältniß soll die Souveränität dieses allgemeinen deut¬
schen Parlaments zur Souveränität der ciuzelueu deutschen Staaten haben? Es
wurde der Soirou'sche Antrag, der zwischen den beiden entgegengesetzten Parteien
vermittelte, zum Beschluß der Versammluug erhoben: die constituirendeVersamm¬
lung soll die absolute Vollmacht haben, die Verfassung des neuen deutschen Reichs
festzustellen, und es soll von ihrem Gutdünken abhängen, ob sie sich darüber mit
den Fürsten (d. h. jetzt, mit den einzelnen souveränen Staaten) in
Rapport setzen will oder nicht. Mit andern Worten: die Frage über das Ver¬
hältniß der Souveränität des deutschen Reichs zur Souveränität des östreichischen,
preußischen zc. Staates wird der Willkür der coustituireuden Versammluug an¬
heimgestellt.

Ehe ich daran gehe, die Bedeutung dieses Entschlusses zu cutwickeln, noch
einige Worte über den Fnnfzigerausschuß, der von dem Vorparlament zurückge-
lasscu wurde. Dieser hatte lediglich die Vollmacht, über die Ausführung der
Beschlüsse jener Versammlung zu wachen, und im Fall einer Reaction dieselbe
wieder einzuberufen, d. h. die Revolution zu proclamiren. Er war ferner beauf¬
tragt, dnrch sechs vou ihm gewählte Oestreicher, die zu den beiden, die zufällig
schon darin waren, kommen sollten, die Vertretung des östreichischen Staates im
Ausschusse zu ergänzen.

Der Eintritt dieser Oestreicher, die mit dem Jubel begrüßt wurden, den die
Verbrüderung eines bis dahin abgetrennten edlen Volksstammeö erregen mußte,
war ein um so wichtigeres Ereigniß, da diese Männer, bei aller Wärme, mit
der sie für die gemeine Sache Deutschlands eintraten, eben so entschieden als
Oestreicher auftraten und keineswegs daran dachten, das östreichische Staatswesen
durch die Theorien des Radicalismus ohne Weiteres unterwühlen zu lassen. Weit
entfernt, dadurch ein Mißtrauen bei der Versammluug zu erregeu, gewann ihnen
im Gegentheil dieses offene Festhalten an den geschichtlichenZuständen die Ach¬
tung der Versammlung in noch höherem Grade; denn dadurch gewinnt man keines--
wegs Vertrauen, daß man das Staatswesen, in welchem man bis dahin allein
seine politische Wirklichkeit gefunden, ohne Weiteres als ein faules und verschim¬
meltes über den Haufen wirst.

Allein auch durch das Anschließender Oestreicher war die Frage über die
Souveränität des neuen Parlaments noch keineswegs erledigt; denn dieses An¬
schließen war keine Unterwerfung. Die Frage, wie weit wird das constitutionelle
Oestreich dem deutschen Parlament das Recht zngestchn, die Souveränität aus¬
zuüben, welche bis dahin nur dem östreichischen Staat zugestanden, wird erst in
dem wirklichen Zusammentritt der constituirenden Versammlung seine Lösung finden.
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Daß dieser Zusammentritt erfolgen wird, scheint nunmehr unzweifelhaft.
Die meisten deutschen Staaten — Preußen mit eingeschlossen — haben die Wah¬
len nach der vorgeschriebenen Form bereits angeordnet; von Oestreich ist eine solche
Wahlanordnuug in den nächsten Tagen zu erwarten.

Die Frage, welche zunächst zu prüfen wäre, ist diese: sind die Deputirten
anzusehn als Bevollmächtigteihrer Staaten oder der ganzen Nation? — Das letztere
scheint unzweifelhaft, wenn man die herrschende Phraseologie allein in Betracht
zieht; aber daß es dem Vorparlament selber doch nicht so ganz unzweifelhaft ge¬
wesen, ergibt sich n. a. aus der Bestimmung, daß die kleinen Staaten, die nicht
50,000 Einw. haben, dennoch einen Deputirten schicken sollen; ergibt sich aus
der Anmerkung, daß zur activen Wahlfähigkeit die einzelnen Staaten das Staats¬
bürgerrecht für nöthig halten könnten; ergibt sich aus dem den Staatsregiernugen
zugeschriebenen Recht, über die Einrichtung der Wahlen — direct oder indirect
— selbstständig zu verfügen.

Die Frage ist sehr ernst, denn es knüpft sich daran die zweite: werden sich
die einzelnen Staaten den Beschlüssen der Versammlung fügen, im Fall sie ernst¬
haft mit ihrem Interesse collidiren?

Man betrachtet die Aufgabe der Constituante gewöhnlich von dem blos for¬
mellen Gesichtspunkt, der Verfassung. Wird ein Kaiserthum eingerichtet werden?
wird man die Krone einem Habsburger, einem Hohenzollern oder wem sonst
übertragen? oder wird die Gesammtheit der Staaten eine Republik bilden, mit
einem Präsidenten an der Spitze?

Fragen, deren Wichtigkeit ich keinen Augenblick verkennen will, denn die
local-patriotischeEitelkeit ist ein Moment, das immer in Anschlag gebracht werden
muß. Preußen wird sich nun und nimmermehr einem östreichischen Fürsten, Oest¬
reich nun uud nimmermehr einem preußischen, beide nun und nimmermehr einem
dritten unterwerfen. Aber grade durch diese Betrachtung wäre die Frage wohl
zu lösen, indem eine republikanische Negierungssorm, mit einem wechselnden Prä¬
sidenten, als unbedingte Nothwendigkeit daraus resultirt.

Schwieriger schon ist die Frage über das Zweikammersystem. Die erste
Kammer wäre nicht eine Aristokratie, sondern, wie in der nordamerikanischen Ver¬
sassung, eine Versammlung der Repräsentanten der Staaten. In diesem Sinne
haben sich viele Pnblicisten geäußert, ohne zu bedenken, daß die Gleichheit der
Repräsentation wenigstens eine ungefähre Gleichheit der repräsentieren Staa¬
ten bedingt. New-York, Virginien und Maryland find zwar sehr verschieden,
aber doch immer nicht so unverhältnißmäßig, als Oestreich, Preußen und Lippe-
Detmold.

Die Annahme eines Zweikammersystemsmit gleicher Berechtigung beider
Kammern hebt die Schwierigkeitender Lage nicht auf. Die Form der Verfassung
hat doch nur einen Sinn, in so fern durch sie die materiellen Fragen entschieden
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werden. Daß durch die gemeinsame Volksrepräsentation die Freiheiten der deut¬
schen Staaten gegen etwaige Uebergriffe des alten Despotismus gesichert werden
sollen, diese Bedeutung deö deutschen Parlaments ist leicht zu begreifen und auch
leicht durchzuführen. Aber mit dieser bloßen Garantie hätte der Reichstag doch
gar zu wenig Beschäftigung. Die Hauptsache bleibt doch immer die Führung
der gemeinsamen Angelegenheiten: die auswärtigen und die Handels - uud Zoll-
Verhältnisse.

In Beziehung aus die ersten bietet sich sogleich eine große Schwierigkeit.
Einer der beiden ersten Reichsvasallen, der Kaiser von Oestreich, ist zugleich sou¬
veräner Beherrscher anderer Nationen. Diese Nationen haben gleichfalls ihre con-
stitutivnelle Verfassung und können möglicherweise Beschlüsse fassen, die den Be¬
schlüssen des deutschen Reichstags entgegengesetzt sein werden. Es ist dies sür den
Augenblicknicht zu erwarten, denn die übrigen Deutschen werden gegen ihre
östreichischen Brüder mit der Rücksicht verfahren, die sie ihnen schuldig sind; wird
aber Oestreich sich blindlings einer Souveränität unterwerfen, die in der Folge
seinem eigenen Staatsverband verhängnißvoll werden kann? Ist der deutsche
Sinn in Oestreich so weit verbreitet, daß er die slavischen Tendenzen, die das
deutsche Element in dem Kaiserstaat zwar nicht unterdrückenwollen, die sich aber
mit aller Gewalt dagegen sträuben werden, daß es der Mittelpunkt wird — daß er
diese Antipathien gegen die Verschmelzung mit Deutschland paralysirt? Das Send¬
schreiben Palacky's, des Hauptes der czechischen Partei, an den Fünfziger - Aus¬
schuß, stellt diese Bedenken vom Standpunkt seiner Partei mit einer Schärfe dar,
gegen die sich wenig sagen läßt. Man mißverstehe mich nicht, ich will die Frage
hier nicht im Sinne Palacky's — in dem Sinn, der beiläufig vom entgegenge¬
setzten Standpunkt von dem Minister Heinrich v. Gagern ähnlich aufgefaßt — ich
will sie nicht in dem Sinn entscheiden,daß Deutschland bequemer ohne Oestreich,
Oestreich bequemer ohne Deutschland fertig würde; im Gegentheil wünsche und
hoffe ich zuversichtlich, daß die Schwierigkeiten sich werden ausgleichen lassen, aber
sie werden nicht dadurch ausgeglichen, daß man mit gemüthlichem Leichtsinn über
sie hinweghüpft.

Noch weit schwierigerwird die Frage, wenn man an die Ausgleichung der
Zollverhältnissedenkt. Indeß diese Schwierigkeit kann in die Ferne gerückt wer¬
den, wenn es möglich ist, in aufgeregten Zeiten Ruhe uud Besonnenheit zu be¬
wahren. Die Constituante kann die Lösung dieser Frage ihren Nachfolgernüber¬
lassend —

Wie wird es ferner mit dem Verhältniß der deutschen Reichsversammlungzu
den östreichischen, den preußischen Centralständen! Wäre es nicht möglich, daß
beide Staaten, zu frischem Leben wiedergeboren, ihre Kräfte auszudehnen, über,
die engen Schranken der blos localen Interessen hinaus sich geltend zu machen
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streben sollten? Frankfurt möge immerhin der künstliche Mittelpunkt Deutschlands
werden, seine natürlichen Schwerpunkte bleiben immer Wien und Berlin.

Täuschen wir uns nicht: entweder wird der Reichstag zu Frankfurt zu einer
bloßen Scheinexistenz verdammt, oder die Macht der Centralstände zu Wien, zu
Berlin wird völlig gebrochen. Die Entscheidungsschlacht steht unmittelbar vor der
Thür; in demselben Augenblick beinahe treten die deutschen, treten die preußischen
Stände zusammen.

Entweder sind die östreichischen, die preußischen Deputirten unbedingt deutsch
gesinnt, d. h. sie sind im Stande, die partikulären Interessen ihrer Staaten bis
auf deren Existenz dem deutschen Vaterland zu opfern; dann werden Wien und
Berlin im Lauf der Zeit zu Provinzialstädten hcrabgedrückt.

Im entgegengesetzten Fall löst sich die Reichsverbindung wieder, oder sie
wird ein Staatenbund, wie früher.

Vor dieser Frage über das Verhältniß der verschiedenen Versammlungen
zu einander, tritt die Frage über die beiden Kammern, die Frage über das Reichs¬
oberhaupt weit zurück.

Schon sühlen die Negierungen — nicht blos die Könige — das Bedenkliche
dieser Lage, und noch bevor das deutsche Parlament zusammentritt, werden sie
vielleicht durch ein dreistes Wagniß der Frage eine bestimmtere Wendung zu
geben suchen.

Den 2 >. A p r i l. Julian Schmidt.
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